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LIEFER- UND ZAHLUNGSBEDINGUNGEN  

der STM Stahl Vertriebs GmbH  
 
1.  Allgemeine Bestimmungen 

1.1 Unsere allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten ausschließlich für alle gegenwärtigen und 
zukünftigen Geschäftsbeziehungen im Geschäftsverkehr gegenüber Unternehmern. Den 
Geschäftsbedingungen des Kunden wird ausdrücklich widersprochen. Abweichende, 
entgegenstehende oder ergänzende Geschäftsbedingungen des Kunden werden, selbst bei 
Kenntnis, nicht Vertragsbestandteil, es sei denn, ihrer Geltung wird ausdrücklich zugestimmt. 
Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in 
Kenntnis der AGB des Kunden die Lieferung an ihn vorbehaltlos ausführen. 

 
1.2 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Kunden (einschließlich 

Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich 
des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. 

 
1.3 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Kunden in Bezug auf den Vertrag (z.B. 

Fristsetzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung), sind schriftlich, d.h. in Schrift- oder 
Textform (z.B. Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften und weitere 
Nachweise insbesondere bei Zweifeln über die Legitimation des Erklärenden bleiben unberührt. 
 

2.  Angebot, Vertragsschluss  

2.1 Unsere Angebote sind freibleibend. 

2.2 Der Vertrag kommt erst mit der Annahme des Angebotes des Kunden durch uns in Form der 
Auftragsbestätigung zustande, es sei denn, mit dem Kunden ist ausdrücklich etwas anderes 
vereinbart. 

 
3.  Preise, Zahlungsbedingungen, Fälligkeit der Vergütung  

3.1  Sofern nicht abweichend vereinbart, verstehen sich alle Preise ab Lager, zuzüglich Kosten für 
Verpackung, Fracht, Versicherung und MwSt. Für die Berechnung ist die bei uns festgestellte 
Stückzahl oder das bei uns festgestellte Gewicht maßgebend.  

3.2  Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, ist die Vergütung in voller Höhe 
sofort bei Lieferung zur Zahlung fällig. Wir sind, auch im Rahmen einer laufenden 
Geschäftsbeziehung, jederzeit berechtigt, eine Lieferung ganz oder teilweise nur gegen 
Vorkasse durchzuführen. Einen entsprechenden Vorbehalt erklären wir spätestens mit der 
Auftragsbestätigung. Die Zahlung hat entsprechend unseren Skontobedingungen in der Weise 
zu erfolgen, dass wir am Fälligkeitstag über den Betrag verfügen können.  
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3.3  Bestätigte Preise gelten nur bei Abnahme der bestätigten Mengen. STM ist berechtigt, einen 
mit dem Kunden vereinbarten Preisaufschlag auf die Warenlieferung zu erheben, wenn der 
Kunde weniger als die von STM im Angebot festgelegte Mindestmenge bestellt. 

 
4.  Zahlungsverzug, Nacherfüllungsansprüche bei Zahlungsverzug  

4.1 Der Kunde kommt spätestens 10 Tage nach Fälligkeit (siehe Punkt 3.2) unserer Forderung und 
Rechnungsstellung in Verzug, ohne dass es einer Mahnung bedarf.  

4.2  Bei Zahlungsverzug hat der Kunde die Geldschuld mit einem Verzugszinssatz in Höhe von 5 
%-Punkten über dem Basiszinssatz zu verzinsen. Wir behalten uns vor, einen höheren 
Verzugsschaden nachzuweisen und geltend zu machen. Gegenüber Kaufleuten bleibt unser 
Anspruch auf den kaufmännischen Fälligkeitszins (Art. 104 OR) unberührt. 

 
5.  Ladungssicherung bei Verkäufen ab Werk  

5.1  Die Beladung des Fahrzeuges erfolgt bei Verkäufen ab Werk durch den Kunden bzw. Abholer. 
Die beförderungs- und betriebssichere Verladung unter Berücksichtigung der jeweils gültigen 
und anerkannten technischen Regeln über die Ladungssicherung obliegt bei Verkäufen ab Werk 
stets dem Käufer bzw. Abholer.  

5.2  Wird die Beladung im Einzelfalle auf Wunsch des Kunden oder des Abholers hin, durch unsere 
Mitarbeiter durchgeführt, handeln diese als Erfüllungsgehilfen des Kunden bzw. Abholers. Unter 
Beladung ist hierbei die Platzierung des Gutes auf dem Wagenboden nach Weisung des 
Abholers bzw. Kunden zu verstehen.  

5.3  Auf Wunsch des Kunden können Ladungssicherungshilfsmittel kostenpflichtig zur Verfügung 
gestellt werden.  

 
6.  Aufrechnung, Zurückbehaltungsrecht  

Aufrechnung sowie Zurückbehaltungsrecht gegenüber unseren Forderungen sind dem Kunden 
nicht gestattet, es sei denn, es handelt sich um unbestrittene oder rechtskräftig festgestellte 
Forderungen.  

 
 

 
7. Eigentumsvorbehalt 
 
7.1  Bis zur vollständigen Bezahlung aller unserer gegenwärtigen und künftigen Forderungen aus 

dem Kaufvertrag und einer laufenden Geschäftsbeziehung (gesicherte Forderungen) behalten 
wir uns das Eigentum an den verkauften Waren vor.  
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7.2  Bei vertragswidrigem Verhalten des Kunden, insbesondere bei Zahlungsverzug, sind wir nach 
angemessener Fristsetzung berechtigt, den Liefergegenstand zurückzunehmen; der Kunde ist 
zur Herausgabe verpflichtet. Gleiches gilt, wenn über das Vermögen des Kunden 
Insolvenzantrag gestellt und nicht binnen 10 Tagen zurückgenommen wird. Im 
Herausgabeverlangen des Liefergegenstands durch uns liegt stets ein Rücktritt vom Vertrag. In 
der Pfändung des Liefergegenstands durch uns liegt ebenfalls stets ein Rücktritt vom Vertrag. 
Bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat uns der Kunde unverzüglich schriftlich zu 
benachrichtigen, damit wir Klage gemäß Art. 106 ff. SchKG erheben können. 

 
7.3  Der Kunde ist berechtigt, den Liefergegenstand im ordentlichen Geschäftsgang weiter zu 

veräußern, solange er nicht in Zahlungsverzug ist; er darf die Vorbehaltsware jedoch nicht 
verpfänden oder sicherungshalber übereignen. Der Kunde tritt uns bereits jetzt alle Forderung 
in Höhe des Rechnungsbetrages (einschließlich MwSt) ab, die ihm aus einem Weiterverkauf 
gegen seine Abnehmer oder Dritte erwachsen, und zwar auch insoweit, als der 
Liefergegenstand verarbeitet worden ist. Zur Einziehung dieser Forderung ist der Kunde auch 
nach deren Abtretung ermächtigt. Unsere Befugnis, die Forderung selbst einzuziehen, bleibt 
hiervon unberührt; jedoch verpflichten wir uns, die Forderung nicht einzuziehen, solange der 
Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und nicht in 
Zahlungsverzug ist. In diesem Fall können wir verlangen, dass der Kunde uns die abgetretenen 
Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, 
die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die Abtretung mitteilt. 

 
7.4 Die Verarbeitung oder Umbildung des Liefergegenstandes durch den Kunden erfolgt 

unentgeltlich ausschließlich für uns. Wird der Liefergegenstand mit anderen, uns nicht 
gehörenden Gegenständen verarbeitet, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache 
im Verhältnis des Wertes des Liefergegenstandes zu den anderen verarbeiteten Gegenständen 
zurzeit der Verarbeitung. Für die durch Verarbeitung entstehende Sache gilt im Übrigen das 
Gleiche wie für die Vorbehaltsware. 

 
7.5  Wird der Liefergegenstand mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen untrennbar 

verbunden oder vermischt, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis 
des Wertes des Liefergegenstandes zu den anderen verbundenen oder vermischten 
Gegenständen zum Zeitpunkt der Verbindung oder Vermischung. Erfolgte die Verbindung oder 
Vermischung in der Weise, dass die Sache des Kunden als Hauptsache anzusehen ist, so gilt 
als vereinbart, dass der Kunde uns anteilmäßig Miteigentum überträgt. Der Kunde verwahrt das 
Alleineigentum oder das Miteigentum für uns (Art. 726 und 727 ZGB). 

 
7.6 Der Kunde ist verpflichtet, den Liefergegenstand auf eigene Kosten gegen Diebstahl, Bruch-, 

Feuer- und Wasserschäden ausreichend zu versichern. 
 
7.7 Wir verpflichten uns, auf Verlangen des Kunden die uns zustehenden Sicherheiten insoweit 

freizugeben, als ihr Wert die zu sichernden Forderungen, soweit diese noch nicht beglichen 
sind, um mehr als 10 % übersteigt. 
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8.  Lieferung, Lieferzeiten  

8.1 Der Eintritt unseres Lieferverzugs bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften. In jedem 
Fall ist eine Mahnung durch den Kunden erforderlich. 

8.2 Unsere Lieferverpflichtung steht unter dem Vorbehalt richtiger und rechtzeitiger 
Selbstbelieferung, es sei denn, die nicht richtige oder verspätete Selbstbelieferung ist durch uns 
verschuldet. 

8.3 Von uns in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferungen und Leistungen gelten stets 
nur annähernd, es sei denn, dass ausdrücklich eine feste Frist oder ein fester Termin zugesagt 
oder vereinbart ist. 

 
9.  Teillieferung  

Teillieferungen sind, soweit für den Kunden zumutbar, zulässig.  
 
10. Gewichte, Mengen, Maße 

Wird die Ware gewichtsbezogen bestellt, behalten wir uns Mengenabweichungen zur bestellen 
Menge in Höhe der handelsüblichen Toleranzen vor. Gleiches gilt bei der Angabe von Mengen 
und Maßen. 

 
11.  Mängelgewährleistung 

11.1 Für die Rechte des Käufers bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und 
Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage oder mangelhafter Montageanleitung) gelten 
die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist (Art. 197 ff. OR).  

11.2 Die Eigenschaften der Ware, insbesondere deren Güte, Sorte und Maße bestimmen sich 
vorrangig nach der vereinbarten Beschaffenheit der Ware, den DIN und EN-
Normen, Datenblättern oder sonstigen vereinbarten technischen Bestimmungen. 
Bezugnahmen auf Normen und ähnliche Regelwerke, auf Prüfbescheinigungen gemäß EN 
10204 und ähnliche Zeugnisse sowie Angaben zu Güten, Sorten, Maßen, Gewichten und 
Verwendbarkeit der Waren sind keine Zusicherungen oder Garantien, ebenso wenig 
Konformitätserklärungen und entsprechende Kennzeichen wie CE und GS. 

Eine Gewährleistung für einen bestimmten Einsatzzweck oder eine bestimmte Eignung der 
Ware wird nicht übernommen, es sei denn, es wird ausdrücklich schriftlich etwas Abweichendes 
vereinbart; im Übrigen liegt das Einsatz- und Verwendungsrisiko ausschließlich beim Käufer. 

11.3 Der Kunde hat die gelieferte Ware nach Ablieferung unverzüglich zu untersuchen und 
erkennbare Mängel unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 7 Arbeitstagen ab Lieferung, 
schriftlich anzuzeigen, andernfalls ist die Geltendmachung des Gewährleistungsanspruchs 
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ausgeschlossen. Bei Baustoffen und anderen, zum Einbau oder sonstigen Weiterverarbeitung 
bestimmten Waren hat eine Untersuchung in jedem Fall unmittelbar vor der Verarbeitung zu 
erfolgen. Sachmängel, die auch bei sorgfältigster Prüfung innerhalb dieser Frist nicht entdeckt 
werden können, sind – unter sofortiger Einstellung etwaiger Be- und Verarbeitung – 
unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 7 Arbeitstagen nach ihrer Entdeckung, in jedem 
Fall jedoch vor Ablauf der vereinbarten oder gesetzlichen Verjährungsfrist, schriftlich 
anzuzeigen.  

11.4 Bei berechtigter, fristgemäßer Mängelrüge leisten wir zunächst nach unserer Wahl Gewähr 
durch Nachbesserung oder Ersatzlieferung. Ist die Ware nachzubessern, so ist ein 
Fehlschlagen der Nachbesserung erst nach dem erfolglosen zweiten Versuch gegeben.  

11.5  Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann der Käufer grundsätzlich nach seiner Wahl Herabsetzung 
der Vergütung (Minderung) oder Rückgängigmachung des Vertrages (Rücktritt) verlangen. Bei 
einer unerheblichen Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit der Ware scheidet ein 
Rücktritt aus.  

11.6  Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, dass der Käufer 
den fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Käufer ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel 
angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 

11.7 Aufwendungen im Zusammenhang mit der Nacherfüllung übernehmen wir nur, soweit sie im 
Einzelfall, insbesondere im Verhältnis zum Kaufpreis der Ware, angemessen sind, keinesfalls 
aber über 150 % des Warenwertes.  

11.8 Ausgeschlossen sind Kosten im Zusammenhang mit dem Ein- und Ausbau der mangelhaften 
Sache, ebenso wie Kosten des Käufers für die Selbstbeseitigung eines Mangels, ohne dass 
hierfür die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen.  

11.9 Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass die verkaufte Ware an einen anderen Ort als den 
Sitz oder die Niederlassung des Käufers verbracht worden ist, übernehmen wir nicht, es sei 
denn, dies entspräche ihrem vertragsgemäßen Gebrauch. 

11.10 Unbeschadet weitergehender Ansprüche unsererseits hat der Kunde im Falle einer 
unberechtigten Mängelrüge unsere Aufwendungen zur Prüfung und – soweit verlangt – zur 
Beseitigung des Mangels zu ersetzen.  

11.11 Wählt der Käufer nach gescheiterter Nacherfüllung Schadensersatz, verbleibt die Ware beim 
Käufer, wenn ihm dies zumutbar ist.  

11.12 Der Kunde hat uns bei Beanstandungen unverzüglich Gelegenheit zur Überprüfung der 
beanstandeten Ware zu geben; auf Verlangen ist uns die beanstandete Ware oder eine Probe 
derselben zur Verfügung zu stellen.  

 
11.13 Ansprüche des Käufers auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergeblicher Aufwendungen bestehen 

auch bei Mängeln nur nach Maßgabe von Ziffer 12 und sind im Übrigen ausgeschlossen. 
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12.  Haftungsbegrenzung 

12.1 Unsere Haftung auf Schadensersatz, gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere aus 
Unmöglichkeit, Verzug, mangelhafter oder falscher Lieferung, Vertragsverletzung, Verletzung 
von Pflichten bei Vertragsverhandlungen und unerlaubter Handlung ist, soweit es dabei jeweils 
auf ein Verschulden ankommt, ist nach Maßgabe dieser Ziffer 12 eingeschränkt. 

12.2 Wir haften nur, wenn ein Schaden auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Pflichtverletzung von uns, unseren Organen, gesetzlichen Vertretern, Angestellten und 
sonstigen Erfüllungsgehilfen beruht.  

12.3 Darüber hinaus haften wir wegen Verletzung wesentlicher Vertragspflichten auch bei leichter 
Fahrlässigkeit. In diesem Fall beschränkt sich unsere Haftung jedoch auf den im Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses vernünftigerweise vorhersehbaren, vertragstypischen Schaden. Im 
Übrigen ist unsere Haftung für leichte Fahrlässigkeit ausgeschlossen. Eine wesentliche 
Vertragspflicht im vorgenannten Sinne ist eine solche, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 
Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 
Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf. 

12.4 Die vorgenannten Haftungsausschlüsse und -einschränkungen gelten nicht für Schäden aus 
der schuldhaften Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit und wenn und 
soweit wir eine Garantie abgegeben, eine Eigenschaft zugesichert oder einen Mangel arglistig 
verschwiegen haben. 

 
12.5 Soweit wir technische Auskünfte geben oder beratend tätig werden und diese Auskünfte oder 

Beratung nicht zu dem von uns geschuldeten, vertraglich vereinbarten Leistungsumfang 
gehören, geschieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss jeglicher Haftung. 

 
13. Verjährung von Ansprüchen 

13.1 Die Verjährungsfrist für Ansprüche und Rechte wegen Mängeln – gleich aus welchem 
Rechtsgrund – beträgt zwei Jahre (Art. 210 OR).  

13.2 Die Verjährungsfristen gelten auch für sämtliche Schadensersatzansprüche gegen uns, die mit 
dem Mangel im Zusammenhang stehen – unabhängig von der Rechtsgrundlage des Anspruchs. 

 
13.3 Die Verjährungsfristen nach Ziffer 13.1. und 13.2 gelten jedoch mit folgender Maßgabe: Die 

Verjährungsfristen gelten generell nicht im Falle des Vorsatzes oder bei arglistigem 
Verschweigen eines Mangels oder soweit wir eine Garantie für die Beschaffenheit des 
Liefergegenstandes übernommen haben. Die Verjährungsfristen gelten für 
Schadensersatzansprüche zudem nicht bei einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung, im Falle – 
nicht in der Lieferung einer mangelhaften Sache bzw. der Erbringung einer mangelhaften 
Werkleistung bestehender – schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, in den 
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Fällen einer schuldhaft verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
oder bei Ansprüchen nach dem Produkthaftungsgesetz.  

 
13.4 Die Verjährungsfristen für Schadensersatzansprüche gelten auch für den Ersatz vergeblicher 

Aufwendungen. 
 
13.5 Die Verjährungsfrist beginnt bei allen Ansprüchen mit der Ablieferung, bei Werkleistungen mit 

der Abnahme. 
 
13.6 Soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, bleiben die gesetzlichen Bestimmungen über 

den Verjährungsbeginn, die Ablaufhemmung, die Hemmung und den Neubeginn von Fristen 
unberührt. 

13.7 Die vorstehenden Regelungen gelten entsprechend für Schadensersatzansprüche, die mit 
einem Mangel nicht im Zusammenhang stehen; für die Verjährungsfrist gilt Abs. 1 S. 1. 

13.8 Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit den vorstehenden 
Regelungen nicht verbunden. 

14.  Schlussbestimmungen, Erfüllungsort, Gerichtsstand  

14.1 Dieser Vertrag unterliegt ausschließlich dem Schweizer Recht mit Ausnahme des UN-
Kaufrechts (CISG).  

14.2 Erfüllungsort ist unser Geschäftssitz in St. Gallen.  

14.3 Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist St. Gallen.  

 

Stand: März 2022 


